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Terminhinweise

Wiederholung
Freitag, 7. November, 14 Uhr, Kinderkrippe Grafinger Straße 96

Stadträtin Beatrix Zurek (SPD) spricht in Vertretung des Oberbürgermei-
sters zur 50-Jahr-Feier der städtischen Kinderkrippe an der Grafinger Stra-
ße in Berg-am-Laim.

Wiederholung
Freitag, 7. November, 15.45 Uhr, Karstadt-Filiale am Nordbad

Oberbürgermeister Christian Ude schneidet eine große Geburtstagstorte
an, die aus Anlass des 40-jährigen Bestehens der Karstadt-Filiale am
Nordbad gebacken wurde. Der Erlös aus dem Verkauf der Torte kommt
dem Kinderhaus des Vereins Munich Child e. V. im Hasenbergl zugute.

Wiederholung mit Ergänzung der Pressevorbesichtigung
Freitag, 7. November, 18 Uhr, Kunstarkaden, Sparkassenstraße 3

Oberbürgermeister Christian Ude eröffnet die Ausstellung „Unter Davids
Stern” mit Zeichnungen von Dr. Winfried Zehetmeier. Die Ausstellung ist
bis 6. Dezember zu sehen, die Öffnungszeiten sind Dienstag bis Sams-
tag, 13 bis 19 Uhr. Der Eintritt ist frei.
Achtung Redaktionen: Pressevorbesichtigung am 7. November um
11 Uhr.
(Siehe auch unter Meldungen)

Wiederholung
Freitag, 7. November, 20 Uhr, Kleiner Sitzungssaal im Rathaus

Stadtrat Haimo Liebich (SPD) spricht in Vertretung des Oberbürgermei-
sters Grußworte bei einem Empfang für die Teilnehmer der Tagung des
Bundesverbandes Museumspädagogik.

Bürgerangelegenheiten

Donnerstag, 13. November, 19 Uhr, Pfarrsaal St. Josef, Tengstraße 7

Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 3 (Maxvorstadt). Zu Beginn der
Versammlung informieren Josef Schmid, Vorsitzender der CSU-Fraktion im
Stadtrat, und Dr. Oskar Holl, Bezirksausschussvorsitzender, über den
Stadtbezirk.
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Die Leitung der Versammlung übernimmt der Vorsitzende der CSU-Fraktion
im Stadtrat, Josef Schmid.
Bürgersprechstunde

Von 18 bis 19 Uhr stehen Vertreterinnen und Vertreter aus folgenden Berei-
chen interessierten Bürgerinnen und Bürgern Rede und Antwort: Baurefe-
rat-Gartenbau und Tiefbau, Bauzentrum, Kreisverwaltungsreferat-Straßen-
verkehr, Münchner Verkehrsgesellschaft-Öffentlicher Nahverkehr, Polizei-
inspektion, Stadt-Information und der Bezirksausschussvorsitzende Dr.
Oskar Holl.

Donnerstag, 13. November, 19 Uhr,

Pfarrsaal St. Franziskus, Arminiusstraße 15

Einwohnerversammlung für den Stadtbezirk 18 (Untergiesing - Harlaching)
für alle Einwohnerinnen und Einwohner des 18. Stadtbezirks, die ihren
Hauptwohnsitz innerhalb des folgenden Umgriffs haben: Humboldtstraße
(Südseite/gerade Hausnummern) - Lohstraße - Candidstraße (Nordseite/
gerade Hausnummern) - Isarauen zum Thema: Parkraummanagement/
Parklizenzierung in Untergiesing.

Meldungen

Bündnis für Toleranz begrüßt Verbot des Neonazi-Spuks

(6.11.2008) Das Bündnis für Toleranz, Demokratie und Rechtsstaat, in dem
sich vor über zehn Jahren Münchner Kirchen und Glaubensgemeinschaf-
ten, Gewerkschaften und Jugendverbände, Hochschulen und Bildungsein-
richtungen sowie Wohlfahrtsverbände zusammengeschlossen haben, be-
grüßt die Absicht des Münchner Kreisverwaltungsreferates, den Neonazi-
Aufmarsch, der am 15. November stattfinden sollte, zu verbieten, weil es
sich um eine Reinszenierung des nationalsozialistischen „Heldengedenk-
tags” und somit auch um eine Verherrlichung der Teilnehmer des Hitler-
Putsches sowie der SA und der Waffen-SS handelt.
Der Sprecherrat, der sich am 6. November zur Vorbereitung von Gegen-
maßnahmen getroffen hatte, hält den nationalsozialistischen Charakter der
geplanten Veranstaltung ebenso wie das Kreisverwaltungsreferat durch
eine Vielzahl eindeutiger Belege für erwiesen. Der Sprecherrat: „Es wäre
für alle Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft und für alle
Demokraten in dieser Stadt unerträglich, eine derartige Verherrlichung der
Täter und Verhöhnung der Opfer hinnehmen zu müssen.”
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30 Jahre Sicherheit am Arbeitsplatz

(6.11.2008) Das Bestehen des Sicherheitstechnischen Dienstes der Lan-
deshauptstadt München jährt sich zum 30. Mal. Tagein, tagaus sorgt das
Team mit seinen zwölf  Fachkräften für Arbeitssicherheit und zwei Assi-
stentinnen mit großem Engagement unter anderem dafür, dass Arbeitsun-
fälle vermieden werden. Ihnen verdanken die Beschäftigten der Stadtver-
waltung zum Beispiel, dass die Unfallzahlen seit 1976 bis heute um mehr
als 50 Prozent gesunken sind. Ereigneten sich vor 30 Jahren noch 1.500
Unfälle, waren es 2007 nur noch zirka 700 Arbeitsunfälle.
Das Team des Sicherheitstechnischen Dienstes hat seit seinem Bestehen
viel im Arbeitsschutz verändert. Vor 30 Jahren zeigten zwei Ingenieure den
Kolleginnen und Kollegen bei Betriebsbegehungen vor Ort die technischen
Mängel am Arbeitsplatz auf. Heute hingegen fungieren insgesamt zwölf
Sicherheitsfachkräfte als Berater für alle Themen rund um den Arbeits- und
Gesundheitsschutz. Neben den Betriebsbegehungen liegt der Schwer-
punkt in den letzten Jahren mehr bei den Vorgesetztenschulungen. Ziel ist,
das Sicherheitsbewusstsein zu schärfen und somit auch das sicherheits-
gerechte Verhalten bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu verbes-
sern. Darüber hinaus bietet der Sicherheitstechnische Dienst umfassende
Unterstützung für die Verantwortlichen vor Ort an, um den Arbeitsschutz
sicher organisieren zu können. Seit geraumer Zeit beteiligen sich die Si-
cherheitsfachkräfte intensiv an Projekten zur betrieblichen Gesundheits-
förderung und an Aktionstagen zur Gesundheit innerhalb der Stadtver-
waltung.
Auch mit den Jahren ist die Aufgabe der Sicherheitsfachkräfte nicht ein-
facher geworden. Im Gegenteil. Durch laufend neue gesetzliche Vorgaben
und die sich immer wieder ändernden Arbeitsbedingungen der städtischen
Beschäftigten ergeben sich ständig neue Herausforderungen. Um Gefah-
ren und Belastungen für die städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
auszuschließen oder zumindest zu reduzieren, wird der Sicherheitstechni-
sche Dienst auch in Zukunft die im Arbeitsschutz Verantwortlichen kompe-
tent beraten und unterstützen.

Stelle für interkulturelle Arbeit im Sozialreferat initiiert Fortbildung

für Imame und muslimische Seelsorger und Seelsorgerinnen

(6.11.2008) Eine große Zahl Imame und muslimische Seelsorger und Seel-
sorgerinnen kam am Mittwochnachmittag in den Großen Sitzungssaal des
Rathauses. Die Stelle für interkulturelle Arbeit im Sozialreferat hatte zur
Auftaktveranstaltung eines Forbildungsprogramms eingeladen. In seiner
Eröffnungsrede betonte Sozialreferent Friedrich Graffe den Zusammen-
hang zum Integrationskonzept der Landeshauptstadt München.
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„Integration erfordert zielgruppenspezifische Angebote”, so lautet der
11. Grundsatz des Integrationskonzeptes. In diesem Sinne hat die Stelle
für interkulturelle Arbeit gemeinsam mit der Muslimischen Akademie Ber-
lin und der Akademie für politische Bildung in Tutzing ein  Fortbildungsan-
gebot für Imame und muslimische Seelsorgerinnen und Seelsorger ent-
wickelt. Ihnen kommt in München eine wichtige Rolle zu: ihre Gemeinde-
mitglieder erwarten von ihnen sowohl bei religiösen Fragen als auch bei
Fragen des Alltags Rat und Hilfe. Gerade diese Unterstützung in Alltags-
fragen erweist sich für viele jedoch als schwierig zu leisten, da die mei-
sten in den Herkunftsländern sozialisiert und ausgebildet wurden. Daher
fehlt es oft an vertieften Kenntnissen über die Strukturen in Deutschland,
an Netzwerken und den richtigen Ansprechpartnerninnen und -partner an
den entscheidenden Stellen.
Auf Einladung der Stelle für interkulturelle Arbeit, der Muslimischen Aka-
demie Berlin und der Akademie für politische Bildung in Tutzing ist im Sep-
tember letzten Jahres ein Kreis von Expertinnen und Experten zusammen-
gekommen, um das Curriculum einer solchen Fortbildung zu entwerfen. Zu
diesem Kreis gehörten islamische und christliche Geistliche, Vertreterinnen
und Vertreter des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung, Familie und Frauen, der städtischen Referate Sozialreferat, Refe-
rat für Gesundheit und Umwelt, Referat für Arbeit und Wirtschaft und Ver-
treterinnen von Frauenorganisationen.
Das Resultat ist das Forbildungsprogramm „MünchenKompetenz”. Unter
dem Namen „BerlinKompetenz” wird ein entsprechendes Programm par-
allel und in enger Absprache auch in der Bundeshauptstadt erprobt wer-
den. Das Projekt ist sowohl auf Bundesebene als auch auf europäischer
Ebene auf großes Interesse gestoßen und wird aus Mitteln des Europäi-
schen Integrationsfonds (EIF) und des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) finanziert. Aus den Ergebnissen der Pilotprojekte er-
hofft sich das Bundesamt Impulse, wie zukünftig auch bundesweit eine
Weiterbildung der Imame im Rahmen des Integrationsprogrammes des
BAMF aussehen könnte.
Im Detail sieht das Fortbildungsprogramm so aus:
- Modul 1: „Angekommen in Bayern und München” am 1. Dezember
- Modul 2: „Geschichte und Politik der Bundesrepublik Deutschland”

am 19. Januar 2009
- Modul 3: „Dienstleistungen der Stadtverwaltung” am 9. Februar 2009
- Modul 4: „Integration in München” am 16. März 2009
- Modul 5: „Bildungs-/Ausbildungssystem und Arbeitsmarkt” am

27. April 2009
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- Modul 6: „Interkulturelles und interreligiöses Leben” am 18. Mai 2009
- Modul 7: „Rechtsstaatliche Prinzipien” am 15. Juni 2009
- Modul 8: „Gesundheits- und Sozialsystem” am 6. Juli 2009
- Abschlussveranstaltung am 13. Juli 2009
Die Module sind eintägig und finden am Vormittag in der Seidlvilla statt.
Dort erfolgt eine theoretische Herangehensweise an das Thema mit gela-
denen Referenteninnen und Referenten. Am Nachmittag wird eine themen-
bezogene Exkursion durchgeführt. So sollen etwa die Staatskanzlei, ein
Integrationskurs, ein Sozialbürgerhaus, eine Kirche, eine Synagoge, die
Polizei und das Kreisverwaltungsreferat besucht werden. Ziel ist es, dass
Imame und muslimische Seelsorgerinnen und Seelsorger sich ein Bild von
der Stadt, der Stadtgesellschaft und den Lebensumständen der Menschen
hier machen können. Sie sollen Netzwerke knüpfen können und die richti-
gen Ansprechpartnerinnen und -partner kennen lernen. Das Fortbildungs-
programm ist für bis zu 25 Imame und muslimische Seelsorgerinnen und
Seelsorger ausgelegt.
Achtung Redaktionen: Die Begleitung von Modulen ist für Pressever-
treter möglich. Für weitere Fragen steht Dr. Margret Spohn, Telefon 2 33-
4 07 16, E-Mail: margarete.spohn@muenchen.de, gerne zur Verfügung.

„Existenz 2008“ – Aktions- und Infotag zur Existenzgründung

(6.11.2008) Unter dem Motto „Selbständig werden – selbständig bleiben”
findet am 8. November in der IHK-Akademie München, Orleansstraße
10 -12, zwischen 9.30 und 17.30 Uhr zum 14. Mal der Aktions- und Informa-
tionstag „Existenz“ statt. Auf dem „Marktplatz für Gründerinnen und
Gründer“ sind zahlreiche Vorträge, Workshops und Informationsstände
geplant. In diesem Jahr ist neben dem Special „Soziale Absicherung –
Was ist wichtig?“ erneut eine große Franchisegeberausstellung angekün-
digt. Am Stand des Münchner Existenzgründungs-Büros (MEB), einer Ko-
operationseinrichtung der Landeshauptstadt München und der Industrie-
und Handelskammer für München und Oberbayern, können Gründerinnen
und Gründer nützliche Tipps zum Einstieg in eine erfolgreiche Selbständig-
keit bekommen und sich über Gründungsformalitäten, das richtige Unter-
nehmenskonzept und öffentliche Finanzierungshilfen, wie zum Beispiel den
München-Fonds, beraten lassen. Der Eintritt ist frei und eine Anmeldung
nicht erforderlich.
Weitere Informationen zur Veranstaltung unter: www.muenchen.ihk.de

http://www.muenchen.ihk.de
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Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 2, Bezirksteil Ludwigsvor-

stadt und Schlachthofviertel

(6.11.2008) In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 2 (Ludwigsvorstadt
- Isarvorstadt) lädt Oberbürgermeister Christian Ude am Donnerstag, 20.
November, 19 Uhr, in die Gaststätte „Zunfthaus”, Thalkirchner Straße 76,
80337 München, zu einer Bürgerversammlung des 2. Stadtbezirkes (Be-
zirksteil Ludwigsvorstadt und Schlachthofviertel) ein.
Zu Beginn der Versammlung informieren Siegfried Benker, Vorsitzender
der Bündnis 90/Die Grünen-Fraktion im Stadtrat, und Alexander Miklosy,
Bezirksausschussvorsitzender, über den Stadtbezirk.
Die Leitung der Versammlung übernimmt der Vorsitzende der Bündnis 90/
Die Grünen-Fraktion im Stadtrat, Siegfried Benker.
Schwerpunktthemen werden voraussichtlich sein:
1. Probleme mit der Schule an der Schwanthalerstraße
2. Aufwertung südliches Bahnhofsviertel
3. Hauptbahnhof: aktueller Planungsstand
4. Theresienwiese (unter anderem Sperrung während des Wiesn-Aufbaus)
5. Kulturtage
6. Kulturpfade
7. Kinder-Einwohnerversammlung am 19. Oktober 2008
Alle Besucher der Bürgerversammlung, die an den Abstimmungen teilneh-
men wollen, werden gebeten, ihren amtlichen Lichtbildausweis mitzubrin-
gen, um sich als Stadtviertel-Bürger ausweisen zu können. Sie erhalten
daraufhin eine Karte, die sie berechtigt, an allen Abstimmungen mitzuwir-
ken.
Die von der Bürgerversammlung angenommenen Anträge werden im
Wortlaut in der Geschäftsstelle Mitte der Bezirksausschüsse 1, 2, 3, 4, 5
und 12, Tal 13, 8331 München, für die Öffentlichkeit ausgelegt. Ebenfalls
kann in der Geschäftsstelle die Stellungnahme des Stadtrates beziehungs-
weise des Bezirksausschusses zu den Anträgen eingesehen werden.
Bürgersprechstunde

Von 18 bis 19 Uhr stehen Vertreterinnen und Vertreter aus folgenden Berei-
chen interessierten Bürgerinnen und Bürgern Rede und Antwort: Baurefe-
rat-Gartenbau und Tiefbau, Bauzentrum, Kreisverwaltungsreferat-Straßen-
verkehr, Münchner Verkehrsgesellschaft-Öffentlicher Nahverkehr, Polizeiin-
spektion, Stadt-Information und der Bezirksausschussvorsitzende Alexan-
der Miklosy.
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„Unter Davids Stern“: Zeichnungen von Winfried Zehetmeier

(6.11.2008) Die Ausstellung „Unter Davids Stern. Zeichnungen von Win-
fried Zehetmeier” steht in einer Reihe mit drei sehr erfolgreichen  Zeich-
nungs-Ausstellungen in den Kunstarkaden des Kulturreferats wie „Josef
Oberberger” sowie Ernst Hürlimann, aber auch „München arisiert. Ent-
rechtung und Enteignung der Juden in der NS-Zeit”.
Die ausgestellten Zeichnungen sind eine Auswahl aus annähernd fünfhun-
dert Blättern zu jüdischem Leben und Kultur, die seit Mai 2005 entstanden.
Die Schwarzweiß-Zeichnungen von Winfried Zehetmeier, Maler, Altphilolo-
ge und Münchner Bürgermeister von 1978 bis 1990, sind von spontanem
Charakter, Dokumente seiner sehr persönlichen Begegnung mit Men-
schen, mit Porträts, Landschaften und Szenerien. Außerdem werden vier
große Bilder, die Winfried Zehetmeier von März bis Juni 2007 eigens für
den Konferenzraum der Israelitischen Kultusgemeinde gemalt hatte, ge-
zeigt. In zwei Vitrinen sind u.a. Reiseskizzen mit Landschaftseindrücken
aus Israel zu sehen.
„Unter Davids Stern” ist schwerpunktmäßig zu einem kleinen Pantheon
europäischen und amerikanischen Geisteslebens geraten. Es sind Porträts
von bedeutenden Persönlichkeiten, die Winfried Zehetmeier oftmals frei
und ganz eigen wiedergibt. Es sind Bilder, die den Persönlichkeiten gleich-
sam gewidmet sind. Es gibt auch Zeichnungen, in denen das NS-Regime
und der Holocaust unmittelbar Thema sind: Es sind Bekenntnisse, und es
geht um den Vorgang des sich Aneignens, des sich zu eigen Machens, be-
wusst oder unbewusst auch um Selbsterforschung, Rechenschaft, Trauer-
arbeit. Viele Motive stammen u. a. aus Fotobänden wie „Die Frommen von
New York” oder zum Stadtteil Mea Shearim in Jerusalem, auch aus dem
Ghetto Nuovo in Venedig.
Die Ausstellung „Unter Davids Stern” wird am Freitag, 7. November, um
18 Uhr in den Kunstarkaden (Sparkassenstraße 3) durch Oberbürgermei-
ster Christian Ude eröffnet. Sie ist vom 8. November bis 20. Dezember,
Dienstag bis Samstag, 13 bis 19 Uhr, zu besichtigen. Der Eintritt ist frei.
Zur Ausstellung erscheint ein Katalog, 60 Seiten, 36 Schwarz/Weiß-Abbil-
dungen, Vorwort von Oberbürgermeister Christian Ude, Texte von Peter
Pinnau und Winfried Zehetmeier. Nähere Informationen im Internet unter
www.muenchen.de/kunstarkaden, oder peter.pinnau@muenchen.de.

Alexander Kluge zu Gast im Filmmuseum

(6.11.2008) Am Montag, 10. November, um 19 Uhr ist Alexander Kluge zu
Gast im Filmmuseum im Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1, und
präsentiert einen exklusiven Zusammenschnitt seiner Fernsehfilme „Nach-
richten aus der ideologischen Antike”, „Marx”, „Eisenstein” und „Das Kapi-

http://www.muenchen.de/kunstarkaden
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tal”. Darin kommentiert er Sergej Eisensteins monumentalen Plan, „Das
Kapital” nach Karl Marx zu verfilmen. Den Entschluss fasste Eisenstein
unmittelbar vor dem Schwarzen Freitag im Jahr 1929, konnte das Projekt
aber nicht verwirklichen. In 80 Minuten zeigt Alexander Kluge filmische
Miniaturen zu Marx’ Theorie und führt im Filmgespräche u.a. mit Boris
Groys und Oskar Negt.
Die Veranstaltung findet in Zusammenarbeit mit dem Suhrkamp Verlag
statt. Die Verlegerin Ulla Unseld-Berkéwicz hält das Grußwort.
Kartenvorbestellungen sind nicht möglich, da nur ein begrenztes Karten-
kontingent zur Verfügung steht. Der Eintritt ist frei.

Winterdienstbilanz für Mittwoch, 5. November

(6.11.2008) Hier die aktuellen Winterdienst-Zahlen:
Mittwoch, 5. November:

Einsatzzahlen:
Personal: 6 Fahrzeuge: 2
Streuguteinsatz:
Salz: - Splitt: -
Kosten des Einsatztages: 37.335,34 Euro
Bisherige Bereitschaftstage: 3
Bisherige Einsatztage: 2
Bisher aufgelaufene Kosten im Winter 2008/2009: 180.032,70 Euro
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 6. November 2008

Beleuchtung für den Bahnweg Allach S-Bahnhof - Ludwigsfelder

Straße zur Waldkolonie

Anfrage Stadtrat Josef Schmid (CSU) vom 11.9.2008

Antwort Baureferentin Rosemarie Hingerl:

Zu Ihrer Anfrage vom 11.09.2008 nimmt das Baureferat - Tiefbau wie folgt
Stellung:

In Ihrer Anfrage führen Sie aus:
Der Beschluss des zuständigen Bezirksausschusses vom Oktober 2006
sieht den Ausbau und die Installation einer Beleuchtung des oben ange-
führten Verbindungsweges vor. Hierdurch sollen Gefahrenpotentiale für die
Benutzung dieses Weges minimiert werden. Sie weisen in Ihrer Anfrage
auf die umgehende Installation der Beleuchtung hin.
Folgendes fragen Sie hierzu:

Frage 1:

Aus welchem Grund wurde die Beleuchtung noch nicht angebracht?

Antwort:

Im Planfeststellungsverfahren zum ICE-Ausbau vom 20.07.2001 ist festge-
schrieben, dass dieser Weg mit einer Decke ohne Bindemittel und ohne
Beleuchtung herzustellen ist. Die vom Bezirksausschuss beantragte Aus-
bauart stellt einen ausgleichspflichtigen Eingriff in Natur und Landschaft
nach Art. 6 Bayerischem Naturschutzgesetz dar. Diese Abweichung vom
Planfeststellungsverfahren erfordert zusätzliche Ersatzmaßnahmen. Es
wurde daher ein Ausgleichsflächenplan erarbeitet, der nach Vorlage bei der
hierfür zuständigen Unteren Naturschutzbehörde nochmals überarbeitet
wird. Aus diesem Plan werden die erforderlichen Ausgleichsflächen abge-
leitet, für die der Grunderwerb durchzuführen ist. Sie dienen als Grundlage
für die Umsetzung des geforderten Ausbaus des Geh- und Radweges mit
Beleuchtung.
Eine Vorwegmaßnahme wie z. B. die Beleuchtung ist vor der Genehmi-
gung des Ganzen nicht möglich.
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Frage 2:

Wann ist mit der Installation zu rechnen?

Antwort:

Das Baureferat ging bei der Einreichung des Ausgleichsflächenplanes bei
der Unteren Naturschutzbehörde davon aus, dass die Ausgleichsmaßnah-
men im direkten Umfeld des Radweges ohne Grunderwerb möglich gewe-
sen wären, zumal der Weg größtenteils als Baustraße von der Deutschen
Bahn AG asphaltiert wurde. Nach der Prüfung durch die Untere Natur-
schutzbehörde werden aufgrund sich ständig ändernder EU-Vorgaben, die
sich im nationalen Recht widerspiegeln, Ausgleichsflächen im Umfang von
mindestens 3.000 Quadratmetern gefordert. Hierfür ist Grunderwerb not-
wendig. Das Baureferat hat zwischenzeitlich Vorgespräche mit dem Kom-
munalreferat und der Deutsche Bahn AG geführt, bei denen die Deutsche
Bahn AG Bereitschaft signalisierte, Grundstücke ortsnah zu veräußern.
Endgültige Verhandlungen können jedoch erst erfolgen, wenn der Aus-
gleichsflächenplan genehmigt wurde und die benötigte Fläche bestimmt
ist.

Vorbehaltlich der Genehmigung durch die Untere Naturschutzbehörde zum
aktuellen Planungsstand und bei einer reibungslosen Abwicklung des er-
forderlichen Grunderwerbs für die erforderlichen Ausgleichsflächen ist mit
einer Installation der Beleuchtung auf dem im Eigentum der Deutschen
Bahn befindlichen Weg nicht vor Sommer 2009 zu rechnen.

Frage 3:

Liegen bereits Beschwerden von betroffenen Bürgerinnen und Bürgern
vor?

Antwort:

Dem Baureferat liegen keine aktuellen Beschwerden von Bürgerinnen und
Bürgern vor.

Abschließend möchte ich darauf hinweisen, dass das Baureferat die
„Schlaglöcher” auf der Kiesfläche in der 37. KW ausgebessert hat. Außer-
dem werden wir die Büsche entlang des Weges, soweit erforderlich, natur-
verträglich zurückschneiden.
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München                                      Anfrage
                                                                                                                06.11.08

Drastische Mieterhöhungen in Ramersdorf: Konterkariert die städtische Wohnungsbau-
gesellschaft Gewofag die städtischen Bemühungen zur Stärkung des lokalen Gewerbes?

Einem Pressebericht zufolge plant die städtische Wohnungsbaugesellschaft Gewofag drasti-
sche Mieterhöhungen für Gewerbeeinheiten in ihren Wohnanlagen in Ramersdorf. Die Rede 
ist von bis zu 70 (!) Prozent! Betroffen sind vorwiegend kleine, alteingesessene Läden zur 
Versorgung der Bevölkerung mit Gütern des täglichen Bedarfs. Viele der Ladeninhaber wer-
den dem Bericht zufolge die Erhöhung nicht oder nur schwer schultern können. 

Dabei handelt es sich ohnehin um ein strukturschwaches Gebiet. Erst im Juli hat der 
Stadtrat deswegen die Förderung des lokalen Gewerbes im Rahmen des Programmes 
Soziale Stadt beschlossen. Auch der Bezirksausschuss unterstützt dieses Projekt. Sanie-
rungsziel ist explizit die Stärkung der Nahbereichszentren und der lokalen Ökonomie in Ra-
mersorf. 

Genau dieses Ziel konterkariert die anstehende Erhöhung der Mieten. Gerade nach Be-
kanntwerden der notwendigen Wertberichtigungen bei der Gewofag in Höhe von 2,9 Millio-
nen Euro stellt sich die Frage, ob hier nicht Verluste auf dem Rücken der Mieter ausgetra-
gen werden. 

Erwähnenswert ist auch, dass die Gewofag selbst Nutznießerin des Programmes Soziale 
Stadt ist, denn mit öffentlichen Geldern werden private Freiflächen der Wohnungsbaugesell-
schaft im Sanierungsgebiet aufgewertet. 

Daher fragen wir:

1. Wie sehen die Mieterhöhungspläne im Einzelnen genau aus?
2. Sind „nur“ Läden in Ramersdorf betroffen oder plant die Gewofag weitere 

Erhöhungen?
3. Warum bedient sich die Gewofag dazu eines externen Dienstleisters? Was kostet 

dies?
4. Stehen die Erhöhungen in Zusammenhang mit den bekannt gewordenen Verlusten in 

Höhe von 2,9 Millionen Euro?
5. Wie verantwortet die Gewofag diese Erhöhungen in Hinblick auf die Bemühungen 

des Programms Soziale Stadt und in Hinblick auf die besondere Verantwortung als 
städtische Tochter?

Hans Podiuk, Stadtrat                                                     Beatrix Burkhardt, Stadträtin
Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765; email: csu-fraktion@muenchen.de



Seit Januar 2007 sind im Rahmen des Bezuges von ALG II Sanktionen bis zu einer Höhe
von 100 % möglich. Das heißt, bei den Betroffenen werden selbst die Leistungen für
Unterkunft und Heizung nicht mehr übernommen. Bei LeistungsbezieherInnen unter 25 ist
eine vollständige Einstellung der Leistung bereits bei einmaligem Abbruch oder Ablehnung
einer als zumutbar bewerteten Arbeit, Ausbildung oder Arbeitsgelegenheit (Ein-Euro-Job)
möglich. Sanktioniert werden aber auch Terminversäumnisse. Die Sanktionierung erfolgt
im Regelfall für drei Monate und kann in manchen Fällen auf sechs Wochen verkürzt
werden.

Spätestens seit am 15. April 2007 ein psychisch kranker junger Mann in Speyer nach
Streichung seiner Leistung verhungert aufgefunden wurde, ist klar, dass Sanktionen
lebensbedrohliche Folgen haben können. Vor diesem Hintergrund stelle ich folgende
Fragen:

1. Bei wie vielen BezieherInnen von ALG II wurden im vergangenen Jahr in
München Sanktionen verhängt? In wie vielen Fällen wurde eine Sanktion
von 100 % verhängt, ohne dass die Kosten der Unterkunft betroffen waren?
In wie vielen Fällen wurden auch die Kosten der Unterkunft nicht
übernommen? Wie viele der Betroffenen waren jeweils jünger als 25 Jahre?

2. Was war der Anlass der verhängten Sanktion? Handelte es sich um
versäumte Termine, zu spät eingereichte Unterlagen, abgelehnte
Jobangebote?

3. Viele Beratungsstellen beklagen, dass Sanktionen oft ungerechtfertigt
verhängt würden. Gegen wie viele Sanktionen wurde Widerspruch
eingelegt? Wie viele dieser Widersprüche waren erfolgreich? Wie viele
Klagen sind noch anhängig oder bereits abgeschlossen? Mit welchem
Ergebnis?

4. Können die Sanktionen den Ausfall der Krankenversicherung zur Folge
haben? Was geschieht im Falle einer schweren Erkrankung oder eines
Krankenhausaufenthaltes in der Zeit der Sanktionierung?

DIE LINKE im Stadtrat, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München

Oberbürgermeister
Christian Ude

Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

München, den 05.11.08

Anfrage: Sanktionen beim ALG II � wie gefährlich sind sie in München?
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5. Trifft es zu, dass bei Betroffenen unter 25 Jahren, bei denen eine
Streichung der Leistung verfügt wurde, diese Streichung bestehen bleibt,
auch wenn sie eine Arbeitsgelegenheit aufnehmen?

6. Ist bekannt, wie viele Räumungsklagen durch hundertprozentige
Sanktionen ausgelöst wurden? Wie wurde mit diesen Räumungsklagen
umgegangen?

7. Trifft es zu, dass Lebensmittelgutscheine bei hundertprozentigen
Sanktionen eine �Kann�-, keine �Soll�-Leistung sind? In wie vielen Fällen
wurden 2007 Lebensmittelgutscheine ausgegeben? Wurden 2007 bei
sanktionierten Leistungsempfängern Lebensmittelgutscheine abgelehnt? In
wie vielen Fällen?

8. Wie werden die Betroffenen auf die Möglichkeit des Bezugs von
Lebensmittelgutscheinen hingewiesen?

9. Welche Erfahrungen hat die Bezirkssozialarbeit (BSA) mit den Folgen
solcher Sanktionen?

10. Wird die Bezirkssozialarbeit vor der Verhängung einer Sanktion kontaktiert,
um mögliche Gefahren im Vorlauf zu erkennen? Wird im Fall einer
hundertprozentigen Sanktion die BSA verständigt? Werden die Betroffenen
von der BSA aufgesucht?

11. Es ist bekannt, dass Depressionen bei Langzeitarbeitslosen wesentlich
häufiger auftreten als in der Durchschnittsbevölkerung. Eine erstmals
auftretende Erkrankung kann durchaus Auslöser für
sanktionsbegründendes Verhalten sein. Da sich eine Depression massiv
auf Kommunikations- wie auf Konfliktfähigkeit auswirkt, kann in diesen
Fällen ein Teufelskreis wie in Speyer in Gang kommen. Wie wird
sichergestellt, dass bei den Betroffenen ursächlich keine psychische
Erkrankung vorliegt?

12. Haben die Sachbearbeiter der ARGE im Bereich der unter 25-Jährigen
Erfahrung mit jugendspezifischen Problemlagen? Wie werden sie
weitergebildet?

13. Auch Jugendliche und junge Erwachsene unter 21 Jahren sind bei der
ARGE von den Regelungen für unter-25-Jährige betroffen. Wären sie
straffällig, so würden sie im Regelfall nach dem auf erzieherische Wirkung
ausgerichteten Jugendstrafrecht behandelt, das andere und mildere Strafen
vorsieht als das Strafrecht für Erwachsene. Erst ernste, wiederholte
Vergehen würden beispielsweise einen mehrwöchigen Jugendarrest zur
Folge haben, der in etwa mit einer hundertprozentigen Sanktionierung
vergleichbar wäre. Zudem werden sie durch die Jugendgerichtshilfe
unterstützt. Die Sanktionsregeln des ALG II sind, ganz im Gegensatz zum
Jugendstrafrecht, härter als die entsprechenden Regelungen für
Erwachsene und erzeugen etwas, das man Sozialstrafrecht nennen könnte.
Könnten Jugendliche, die von solchen Sanktionen betroffen sind oder bei
denen solche Sanktionen absehbar sind, auf die Unterstützung der
Jugendgerichtshilfe zählen?

14. Viele Berichte aus letzter Zeit (z.B. Bericht des Behindertenbeauftragten,
Bericht ASZs) lassen erkennen, dass viele BürgerInnen mittlerweile auf
unabhängige Beratungsstellen als �Soziallotsen� angewiesen sind, um die
richtigen Ansprechpartner für ihre Ansprüche und Bedürfnisse zu finden.
Jugendliche mit ihrer begrenzten Lebenserfahrung mit Verwaltung stehen
da vor besonderen Problemen; gleichzeitig liegt die Hemmschwelle bei
ihnen besonders hoch. Welche jugendspezifisch ausgerichteten
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Beratungsstellen gibt es in München, die Jugendliche und junge
Erwachsene auch im Bereich des SGB II unterstützen können?

15. Wie wird sichergestellt, dass die Betroffenen auf jeden Fall verstehen,
welche Konsequenzen die erste verhängte Sanktion hat (mehrsprachige
Formulare, Sprachmittler)?

16. Die ARGE hat, so eine Pressemitteilung vom Anfang dieses Jahres, 2007
im Vergleich zu 2006 Leistungen eingespart. Welcher Anteil der Einsparung
beruhte auf Sanktionen?

17. Gibt es Vorgaben der Bundesagentur für Arbeit, Sanktionen zu nutzen, um
die Ausgaben zu verringern?

18. Lässt sich abschätzen, welche langfristigen Folgekosten für die Stadt
München durch diese Sanktionen ausgelöst wurden?

19. Sind hundertprozentige Sanktionen mit dem von der Bundesrepublik 1976
ratifizierten UN-Sozialpakt vereinbar? Dort steht in Artikel 1 Absatz 1: �Die
Vertragsstaaten erkennen das Recht eines jeden auf einen angemessenen
Lebensstandard für sich und seine Familie an, einschließlich ausreichender
Ernährung, Bekleidung und Unterbringung, sowie auf eine stetige
Verbesserung der Lebensbedingungen�.

20. Hätte die Stadt die Möglichkeit, insbesondere hundertprozentige
Sanktionen durch eine Weisung an die ARGE zu unterbinden?

Dagmar Henn
Stadträtin DIE LINKE.
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Herrn Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus, Marienplatz 8
80331 München

                  6. November 2008

Antrag

München verwendet �Natursteine ohne ausbeuterische Kinderarbeit�
nur mit Zertifizierungen von Xertifix und win-win (Fair-Stone)

München und seine Beteiligungsgesellschaften halten sich weiterhin an den Stadtrats-Beschluss,
keine Produkte aus ausbeuterischer Kinderarbeit einzukaufen, und bemühen sich verstärkt darum,
die entsprechenden Zertifizierungen oder Selbstverpflichtungen der Lieferanten zu überprüfen.

Natursteine, deren Zertifizierung von der �State Federation of Unesco Association� aus Rajastan,
Indien, stammt, werden nicht mehr abgenommen. Entsprechend der Empfehlung der �Münchner
Agenda 21� werden nur die Zertifizierungen für �Natursteine ohne ausbeuterische Kinderarbeit�
von Xertifix und win-win (Fair-Stone) anerkannt.

Begründung:

Durch die vor kurzem ausgestrahlte ARD-Dokumentation �Kindersklaven� über Kinderarbeit
insbesondere auch in indischen Steinbrüchen hat sich herausgestellt, dass wertlose
Zertifizierungen im Umlauf sind, die ohne jegliche Kontrolle der tatsächlichen örtlichen
Gegebenheiten erstellt werden.

Solange der beim Bundeswirtschaftsministerium derzeit diskutierte bundesweite Internetauftritt
mit Informationen über seriöse Siegel und Zertifizierungen noch nicht eingerichtet ist, sollten
Aufträge von München und seinen Beteiligungsgesellschaften sehr restriktiv erteilt werden.

Mechthild v. Walter
Stadträtin

mailto:mechthild.von-walter@muenchen.de
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A N T R A G

Antrag Energiesparen 

Der Stadtrat der LH München möge beschließen: 
• Es wird ein Sanierungsprogramm zum Energiesparen für alle Gebäude der LH 

München aufgelegt, die sich entweder 
– direkt im Eigentum der Stadt oder 
– im Eigentum einer der Gesellschaften der Stadt befinden.

• In diesem Sinne beauftragt der Stadtrat die jeweils in den zuständigen Gremien 
(z.B. Verwaltungs- oder Aufsichtsräte, Stadtkämmerei) befindlichen Vertreter sich 
dafür einzusetzen, dass der entsprechende energetische Sanierungsbedarf auf­
gezeigt und Programme sowie Kalkulationen zur Umsetzung des Vorhabens er­
arbeitet werden.

• Ein gezieltes Investitionsprogramm durch die LH München für private Träger ist 
ergänzend zu prüfen.

• Die zu planenden Maßnahmen sollen sich nicht auf Bauwerke der Jahre 1950 -70 
beschränken, sondern alle betreffenden Immobilien in die Betrachtungen einbe­
ziehen.

• Ein Energieffizienz-Monitoring soll darüber hinaus sicherstellen, dass technischer 
Fortschritt frühzeitig in einen kontinuierlichen Verbesserungsprozess einfließt.

Begründung  :
Mit hohem Energieverbrauch und durch ineffizienten Energieeinsatz wird nicht nur unse­
re Umwelt nachhaltig geschädigt. Durch die sich daraus ergebenden weit überhöhten 
Energiekosten werden sowohl private, als auch insbesondere die öffentlichen Haushalte 
kontinuierlich belastet. Ein Sanierungsprogramm käme daher nicht nur direkt unserer 
Umwelt, sondern vor allem langfristig gesehen auch dem Haushalt und damit den künf­
tigen Generationen erheblich zu Gute. Bei privaten Trägern ließen sich dadurch die teils 
erheblichen Zusatzbelastungen durch die gleichsam zweite Nebenkostenmiete redu­
zieren und längst überfällige Investitionen in Energiesparen weitgehend neutral hinsicht­
lich der Mieten umsetzen.
Die jeweiligen Zeitpläne und aufzuwendenden Kosten müssen sich zwar generell an den 

Prof. Dr. Michael Piazolo
Ehrenamtlicher Stadtrat

der Landeshauptstadt München

Rathaus, Zimmer 173
Marienplatz 8

80331 München
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—
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Herrn Christian Ude
Rathaus
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finanziellen Möglichkeiten der zuständigen Kostenträger orientieren. Die sich durch ein 
derartiges Programm mit mehrjährigem gesteigertem Auftragsvolumen ergebenden posi­
tive Effekte für die Wirtschaft v.a. in der Metropolregion München sorgen allerdings auch 
wieder für teilweise Rückflüsse von Mitteln in die kommunalen Kassen. Die gezielte Aus­
schöpfung von Fördermaßnahmen durch Dritte, z.B. im Rahmen von vorhandenen oder 
geplanten Investitionsprogrammen des Freistaates Bayern, des Bundes oder der EU 
wirkt sich darüber hinaus kostendämpfend auf den Investitionsbedarf. Die durch effizi­
entere Nutzung sich direkt ergebenden Einsparungen tragen mittel- und langfristig zur 
Entlastung der Haushalte bei.
Im Sinne des o.g. Antrages ist zunächst eine Priorisierung auf ältere Gebäude sinnvoll, 
jedoch sollte man sich hinsichtlich des künftigen technischen Fortschritts auch in diesem 
Bereich mittel- und langfristig keine unötigen Altersbeschränkungen auferlegen. Viel­
mehr müssen im Rahmen eines dauerhaften Monitorings Bedarf, Nutzen und v.a. die 
Auswirkungen hinsichtlich des Umweltschutzes, sowie der effizienten und schonenden 
Nutzung unserer begrenzten Ressourcen, alle betreffenden Gebäude und Liegen­
schaften ganzheitlich bewertet und in das Energiesparprogramm aufgenommen werden.

Prof. Dr. Michael Piazolo
Stadtrat
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